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Bonn, den 18. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates mit den allgemeinen 
Regeln für die Bestimmung des bei der Berechnung des 
Rücknahmepreises für bestimmte Fischereierzeugnisse zu- 
grunde zu legenden Hundertsatzes des Orientierungs- 
preises. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissions Vorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Druck: Budidrudcerei R. Madel, 530? Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
mit den allgemeinen Regeln für die Bestimmung 
des bei der Berechnung des Rücknahmepreises 
für bestimmte Fischereierzeugnisse zugrunde zu legenden 
Hundertsatzes des Orientierungspreises 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse ^), 
insbesondere auf Artikel 10, Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung eines Rücknahmepreises, bei 
dessen Unterschreitung die Erzeugerorganisationen 
die Erzeugnisse ihrer Mitglieder aus dem Markt 
nehmen, trägt zur Preisstabilisierung bei. 

Für die Erzeugnisse, für die ein Orientierungs- 
preis festgesetzt worden ist, muß der Rücknahme- 
preis. innerhalb einer Spanne liegen, die zuvor an- 
hand des Orientierungspreisniveaus festgelegt wor- 
den ist. 

Der Rücknahmepreis hat einen unmittelbaren und 
ständigen Einfluß auf die Marktpreisbildung. Bei 
seiner Festsetzung sind daher die Besonderheiten 
der einzelnen Märkte und namentlich die wichtig- 
sten preisbildenden Faktoren sowie die ihren ge- 
genseitigen Einfluß kennzeichnenden Erscheinungen 
zu berücksichtigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bei der Bestimmung des in Artikel 10, Absatz 4, 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
genannten Hundertsatzes des Orientierungspreises 
sind zu berücksichtigen: 


— die spezifischen Bedingungen des Fischfangs bei 
dem betreffenden Erzeugnis; 

— die durchschnittliche Schwankungsbreite der auf 
den Großhandelsmärkten oder in den repräsen- 
tativen Häfen festgestellten Preise gegenüber 
dem eine normale Situation widerspiegelnden 
durchschnittlichen Monatspreis auf den gleichen 
Märkten und in den gleichen Häfen während 
der letzten drei Fisch Wirtschaftsjahre unter Aus- 
klammerung einer etwaigen Inzidenz von Fremd- 
faktoren des natürlichen Preisbildungsmechanis- 
mus; 

— der jahreszeitliche Charakter der Erzeugung, wie 
er bei der Prüfung der Lage auf den repräsen- 
tativen Märkten oder in den repräsentativen 
Häfen während eines für diese Erscheinung hin- 
länglich kennzeichnenden Zeitraums hervortre- 
ten kann; 

— die Struktur der Nachfrage; 

— die Bedingungen, unter denen ein Gleichgewicht 
in der Marktversorgung gewährleistet werden 
kann. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Mit dieser Verordnung sollen die in Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates vom 
20. Oktober 1970 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Fischereierzeugnisse vorgesehenen all- 
gemeinen Regeln für die Bestimmung des Hundert- 
satzes des Orientierungspreises erlassen werden, 
der bei der Berechnung des Rücknahmepreises für 
Fische, für die ein Orientierungspreis festgesetzt 
wurde, zugrunde gelegt wird. 

Der von den Erzeugerorganisationen angewandte 
Rücknahmepreis, unter dem die Erzeugerorganisa- 
tionen die Erzeugnisse ihrer Mitglieder nicht zum 
Verkauf anbieten und hierfür einen finanziellen 
Ausgleich erhalten, spielt für den Mechanismus der 
Marktstabilisierung und -Sanierung eine wichtige 
Rolle. Die Bestimmung der Höhe des Rücknahme- 
preises innerhalb der vom Rat in der Grundverord- 
nung festgesetzten Grenze muß demnach im Rah- 
men des normalen Preisbildungsprozesses für jede 
Fischsorte erfolgen; daher sollen in diesem Entwurf 
als wesentliche Kriterien für diese Bestimmung die 
spezifischen Merkmale der Produktion und Nach- 
frage und die Notwendigkeit, das Gleichgewicht der 
Marktversorgung nicht zu stören, zugrunde gelegt 
werden. 
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